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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf des 

Landesgesetzes, mit dem das Oö. Tourismusgesetz 2018, 

die Oö. Bauordnung 1994, das Oö. Grundverkehrsgesetz 1994,  

das Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001 und das  

Oö. Veranstaltungssicherheitsgesetz geändert und das  

Oö. Campingplatzgesetz aufgehoben werden 

(Oö. Campingrechtsänderungsgesetz 2021) 
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(1) Das Land erhebt auf die Nächtigung in einer Gästeunterkunft eine Abgabe (Ortstaxe) 

nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen. 

(2) Der Pflicht zur Entrichtung der Ortstaxe unterliegen Personen, die in einer 

Gästeunterkunft nächtigen, sofern sie in der betreffenden Gemeinde nicht ihren Hauptwohnsitz 

haben. Gästeunterkünfte sind 

 1. gewerbliche Unterkunftsstätten, 

 2. Campingplätze (§ 70 Abs. 1 und § 77 Abs. 1)(§ 1 Oö. Campingplatzgesetz), 

ausgenommen Stellplätze für Dauercamper (§ 54 Abs. 4), 

 3. Privatunterkünfte, in denen Gäste entgeltlich beherbergt oder die Gästen für kurzfristige 

Zeiträume von jeweils höchstens 30 Tagen entgeltlich als Wohnraum zur Verfügung 

gestellt werden und 

 4. der medizinischen Rehabilitation oder Gesundheitsvorsorge dienende 

Sonderkrankenanstalten. 

3. Teil 

Schiunterricht, Führen und Begleiten in Bergsportarten, Vermittlung von Kenntnissen 

und Fertigkeiten in einer Sportart 

§ 58§ 57a 

Tätigkeitsbereiche 

… 
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§ 59§ 57b 

Berechtigungsschein 

… 

§ 60§ 57c 

Allgemeine Voraussetzungen 

… 

§ 61§ 57d 

Fachliche Befähigung 

(1) Die fachliche Befähigung wird erbracht, 

 1. für den Betrieb einer Schischule: 

 a) durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der Ausbildung zum staatlichen 

Diplomschilehrer und -schiführer gemäß § 1 Z 8 der Verordnung über Lehrpläne für 

Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern und Sportlehrern, BGBl. Nr. 529/1992, 

in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 362/2011 und 

 b) durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung der vom Oö. Schilehrerverband 

durchzuführenden Ausbildungslehrgänge zum Langlauflehrer-Anwärter und zum 

Snowboardlehrer-Anwärter (§ 57i Abs. 4) und 

 c) durch ein Zeugnis über eine praktische Tätigkeit als Schilehrer in der Dauer von 20 

Wochen in einer österreichischen Schischule; 

 2. für die Tätigkeit als Berg- und Schiführer: durch ein Zeugnis über die erfolgreiche 

Absolvierung der Ausbildung zum Berg- und Schiführer gemäß § 1 Z 7 der Verordnung 

BGBl. Nr. 529/1992, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 362/2011; 

 3. für die Tätigkeit als Canyoningführerin bzw. Canyoningführer durch ein Zeugnis über 

die erfolgreiche Absolvierung des vom Oö. Berg- und Schiführerverband 

durchzuführenden Ausbildungslehrgangs zur Canyoningführerin bzw. zum 

Canyoningführer; 

 4. für die Tätigkeit als Wander- und Schneeschuhführerin bzw. Wander- und 

Schneeschuhführer durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung des vom 

Oö. Berg- und Schiführerverband durchzuführenden Ausbildungslehrgangs zur 

Wander- und Schneeschuhführerin bzw. zum Wander- und Schneeschuhführer; 

 5. für die Tätigkeit als Sportkletterführerin bzw. Sportkletterführer durch ein Zeugnis über 

die erfolgreiche Absolvierung der Ausbildung zu Instruktorinnen und Instruktoren für 

Sportklettern/Breitensport gemäß § 1 Z 35 oder für Sportklettern/Leistungssport gemäß 

§ 1 Z 36 der Verordnung BGBl. Nr. 529/1992, in der Fassung der Verordnung BGBl. II 

Nr. 362/2011; 

 6. für die Tätigkeit als Sportlehrer: durch ein Zeugnis über die erfolgreiche Absolvierung 

des jeweiligen, in der Verordnung BGBl. Nr. 529/1992, in der Fassung der Verordnung 

BGBl. II Nr. 362/2011 geregelten Lehrgangs zur Ausbildung von Sportlehrern in der 

Sportart, die der angemeldeten Tätigkeit entspricht. 

Diese Zeugnisse entsprechen dem Qualifikationsniveau des Art. 11 lit. a sublit. i der Richtlinie 

2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die 
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Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.9.2005, S 22, in der Fassung 

der Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 

2013, ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013, S 132.  

(2) Die Landesregierung kann unter Berücksichtigung der Ausbildungsdauer und 

Ausbildungsinhalte der nach Abs. 1 geforderten Ausbildungen sowie der Erfahrungen und 

Erkenntnisse der Wissenschaft durch Verordnung bestimmen, inwieweit auch durch 

Zeugnisse bzw. Befähigungsnachweise, die nach anderen Ausbildungsvorschriften erworben 

wurden, die für die jeweilige Tätigkeit erforderliche fachliche Befähigung erbracht werden 

kann. Weiters kann die Landesregierung unter Bezugnahme auf bestimmte Prüfungen und 

Ausbildungen im Sinn dieses Landesgesetzes den Inhalt und die Dauer der abzulegenden 

Eignungsprüfungen und der zu absolvierenden Anpassungslehrgänge festlegen. 

(3) Für die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen dieses Landesgesetzes gilt 

das Oö. BAG, soweit nicht in diesem Landesgesetz ausdrücklich anderes normiert ist.  

(4) bis (6) Entfallen 

(7) Bei der Beurteilung der allgemeinen Vergleichbarkeit der gemäß Abs. 3 

nachgewiesenen Ausbildung mit Ausbildungen gemäß Abs. 1 kann die Behörde eine 

gutachterliche Stellungnahme des jeweiligen Fachverbands einholen. Dies ist 

 1. für den Bereich des Schischulwesens: der Oö. Schilehrerverband (§ 57i); 

 2. für den Bereich des Berg- und Schiführerwesens (Berg- und Schiführerinnen bzw. 

Berg- und Schiführer, Canyoningführerinnen bzw. Canyoningführer, Wander- und 

Schneeschuhführerinnen bzw. Wander- und Schneeschuhführer, 

Sportkletterführerinnen bzw. Sportkletterführer): der Oö. Berg- und Schiführerverband 

(§ 57j); 

 3. für den Tätigkeitsbereich als Sportlehrer: der jeweilige Landesfachverband (§ 7 Abs. 1 

Oö. Sportgesetz 2019). 

§ 62§ 57e 

Verfahren 

… 
§ 63§ 57f 

Allgemeine Ausübungsregeln 

… 

§ 64§ 57g 

Betrieb einer Schischule 

… 

§ 65§ 57h 

Erlöschen der Berechtigung 

… 
§ 66§ 57i 

Oö. Schilehrerverband 

… 

§ 67§ 57j 

Oö. Berg- und Schiführerverband 

… 
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§ 68§ 57k 

Überwachung der Schischulen 

… 
§ 69§ 57l 

Helmpflicht beim Alpinschilauf und Snowboarden 

… 
4. Teil 

Camping 

§ 70 

Campingplatz 

(1) Als Campingplatz gilt eine Grundfläche, 

 1. die von der bzw. dem über diese Grundfläche Verfügungsberechtigten für Zwecke des 

Campierens öffentlich angeboten wird oder 

 2. auf welcher die bzw. der über diese Grundfläche Verfügungsberechtigte das 

Campieren in der Absicht auf Erzielung eines wirtschaftlichen Vorteils duldet. 

(2) Als Campieren gilt der über ein kurzes Verweilen hinausgehende Aufenthalt 

 1. in einem Zelt oder 

 2. in oder neben einem abgestellten Fahrzeug (insbesondere Wohnanhänger, Wohnmobil 

oder Mobilheim) oder 

 3. in einem anderen Bauwerk (Modulhaus, Minihaus, Schlaffass und dgl.), sofern das 

Bauwerk 

 a) von der bzw. dem Verfügungsberechtigten auf einem bewilligten Campingplatz zur 

Unterbringung von ständig wechselnden Gästen errichtet ist, 

 b) leicht ortsveränderlich ist, 

 c) einschließlich eines allfälligen Schutzdaches eine Fläche von höchstens 50 m2 

bedeckt und 

 d) nicht mehr als ein Geschoß aufweist. 

Ein kurzes Verweilen liegt vor, wenn der Aufenthalt innerhalb eines Zeitraums von drei 

Stunden über 90 Minuten nicht hinausgeht. 

(3) Campingplätze dürfen, sofern es sich nicht um Jugendzeltlager oder 

Kurzzeitcampingplätze (§ 77 Abs. 1 Z 1 bzw. 2) handelt, nur auf Grundflächen errichtet 

werden, die im Flächenwidmungsplan für diesen Verwendungszweck gewidmet sind. 

(4) Campingplätze müssen so gelegen sein, dass 

 1. das Leben und die Gesundheit der Benützer sowie ihr Eigentum nicht gefährdet sind, 

 2. durch ihren Betrieb einschließlich des Zu- und Abfahrtverkehrs das Leben, die 

Gesundheit und das Eigentum der Nachbarn nicht gefährdet und die Nachbarn nicht in 

unzumutbarem Ausmaß belästigt werden und 

 3. Interessen des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung nicht gröblich verletzt 

werden. 

(5) Auf einem Campingplatz dürfen auf maximal 20 % der Standplätze, insgesamt jedoch 

auf höchstens 15 Standplätzen, Bauwerke gemäß Abs. 2 Z 3 errichtet werden. Die Gemeinde 

kann ergänzend zur Widmung gemäß Abs. 3 auch jene Flächen festlegen, in denen diese 

Standplätze zulässig sind. 
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§ 71 

Gestaltung und Einrichtung von Campingplätzen 

(1) Auf dem Campingplatz müssen eine ausreichende Versorgung mit hygienisch 

einwandfreiem Trinkwasser, eine einwandfreie Beseitigung der Abfälle und Abwässer sowie 

eine Anbindung an die öffentlichen Verkehrsflächen sichergestellt sein. Die Anbindung und die 

öffentlichen Verkehrsflächen müssen dem Umfang des beabsichtigten Campingplatzbetriebs 

entsprechen und so beschaffen sein, dass sie witterungsunabhängig auch von 

Einsatzfahrzeugen benutzt werden können. 

(2) Campingplätze müssen über die Anlagen und Einrichtungen, die im Interesse der 

Sicherheit, der Gesundheit und der Hygiene der Benützer erforderlich sind, verfügen. 

Insbesondere müssen sie eine geeignete Abgrenzung zu den Nachbargrundstücken, 

zweckentsprechende sanitäre Einrichtungen (Wasch-, Dusch- und Toilettenanlagen), eine 

ausreichende Anzahl an Kraftfahrzeug-Abstellplätzen und geeignete Lösch- sowie Erste-Hilfe-

Einrichtungen aufweisen. 

(3) Die im § 70 Abs. 2 Z 3 genannten Bauwerke müssen den bautechnischen Vorschriften 

entsprechen. 

(4) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen erlassen über 

 1. die Art, die Anzahl, die Ausführung und den Standort der Anlagen und Einrichtungen 

nach Abs. 2; 

 2. die Gestaltung, die Bauart und die Ausführung von baulichen Anlagen auf 

Standplätzen; 

 3. die Anzahl, den Standort, die Gestaltung, die Bauart, die Ausführung und die 

Ausstattung von Bauwerken gemäß § 70 Abs. 2 Z 3. 

§ 72 

Bewilligung von Campingplätzen; Verfahren 

(1) Campingplätze dürfen nur mit Bewilligung der Behörde errichtet und betrieben werden. 

(2) Dem Antrag auf Erteilung der Bewilligung sind anzuschließen: 

 1. ein Grundbuchsauszug, der dem Grundbuchsstand zur Zeit der Einbringung des 

Antrags entsprechen muss; eine Vorlage ist nicht erforderlich, wenn die Behörde selbst 

eine Abfrage des Grundbuchs durchführen kann; 

 2. der Nachweis der Verfügungsberechtigung über die für den Campingplatz vorgesehene 

Grundfläche, sofern sie nicht im Eigentum der Antragstellerin bzw. des Antragstellers 

steht; 

 3. ein Verzeichnis der Eigentümerinnen bzw. Eigentümer jener Grundstücke, deren 

Grundstücksgrenze vom Campingplatz höchstens 50 Meter entfernt ist (Nachbarn); 

 4. die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Pläne, Darstellungen und 

Beschreibungen. 

(3) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn das Vorhaben nach Lage, Gestaltung und 

Einrichtung den §§ 70 und 71 und den auf Grund dieser Bestimmung erlassenen 

Verordnungen entspricht. 

(4) In der Bewilligung ist die Anzahl der Standplätze festzulegen. 

(5) Die Bewilligung kann unter Bedingungen oder mit Auflagen erteilt werden, wenn dies 

zur Erfüllung der Voraussetzungen nach Abs. 3 erforderlich ist. Insbesondere kann bestimmt 
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werden, dass der Campingplatz nur während bestimmter Zeiten (saisonal) betrieben werden 

darf oder dass Dauercamping nur auf bestimmten Standplätzen zulässig ist. Als 

Dauercamping gilt die Aufstellung von Fahrzeugen nach § 70 Abs. 2 Z 2 für einen zwei Monate 

übersteigenden Zeitraum. 

(6) Nachbarn kommt zur Wahrung der im § 70 Abs. 4 Z 2 geschützten 

Nachbarschaftsinteressen im Bewilligungsverfahren Parteistellung zu. Die Gemeinde ist im 

Bewilligungsverfahren als Beteiligte zu hören. 

(7) Änderungen des Campingplatzes sowie Änderungen von Anlagen und Einrichtungen 

gemäß § 71 Abs. 2 bedürfen einer Bewilligung, sofern im Abs. 8 nichts anderes bestimmt ist. 

Abs. 1 bis 6 sind sinngemäß anzuwenden. 

(8) Änderungen, die keine nachteiligen Auswirkungen auf die Sicherheit, Gesundheit oder 

Hygiene der Benutzer erwarten lassen, bedürfen keiner Bewilligung. Sie sind unter Anschluss 

der geänderten Pläne, Darstellungen und Beschreibungen vor ihrer Durchführung der Behörde 

anzuzeigen. Wird innerhalb von vier Wochen die Ausführung des Vorhabens nicht untersagt 

oder teilt die Behörde schon vorher schriftlich mit, dass eine Untersagung der Ausführung nicht 

beabsichtigt ist, darf mit der Ausführung begonnen werden. 

§ 73 

Aufnahme des Betriebs von Campingplätzen; dingliche Wirkung 

(1) Der Betrieb darf aufgenommen werden, wenn der Campingplatz dem Inhalt der 

Bewilligung entspricht. Die Aufnahme des Betriebs ist der Behörde unverzüglich mitzuteilen. 

Diese hat die Oö. Tourismusbeitragsstelle, den in Betracht kommenden Tourismusverband, 

die zuständige Gliederung in der Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die 

Gemeinde von der Mitteilung zu verständigen. 

(2) Die Wirksamkeit der nach §§ 72, 74 und 75 erlassenen Bescheide geht bei einem 

Wechsel der bzw. des über den Campingplatz Verfügungsberechtigten auf den neuen 

Rechtsträger über; dieser hat den Wechsel der Behörde unverzüglich mitzuteilen. 

§ 74 

Pflichten; Überprüfung von Campingplätzen 

(1) Die Betreiberin bzw. der Betreiber eines Campingplatzes hat für die Campinggäste 

jederzeit entweder selbst erreichbar zu sein oder dafür zu sorgen, dass eine verlässliche, für 

den Campingbetrieb verantwortliche Person jederzeit erreichbar ist. 

(2) Die Betreiberin bzw. der Betreiber eines Campingplatzes hat dafür zu sorgen, dass die 

Einrichtungen betriebsbereit und sauber gehalten werden und der Campingplatz in einem der 

Bewilligung und den Bestimmungen dieses Landesgesetzes und der auf seiner Grundlage 

erlassenen Verordnungen entsprechenden Zustand erhalten wird. 

(3) Kommt die Betreiberin bzw. der Betreiber eines Campingplatzes der Verpflichtung nach 

Abs. 2 nicht nach, hat die Behörde nach Überprüfung des Campingplatzes unter Gewährung 

einer angemessenen Frist die Herstellung des rechtmäßigen Zustands zu verfügen. Wird dem 

Auftrag nicht entsprochen, kann sie die Sperre des Campingplatzes bis zur Behebung der 

Mängel anordnen. 

(4) Die Behörde hat einen Campingplatz oder die betroffenen Teile desselben ohne 

vorherigen Auftrag zur Behebung von Mängeln zu sperren, wenn Missstände vorliegen, durch 

welche das Leben oder die Gesundheit von Menschen gefährdet wird. 
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(5) Den Organen der Behörde ist der Zutritt zu allen Teilen des Campingplatzes während 

der Betriebszeiten zu gestatten. Die Betreiberin bzw. der Betreiber eines Campingplatzes ist 

verpflichtet, den Organen der Behörde die für die Überprüfung erforderlichen Auskünfte zu 

erteilen. 

§ 75 

Einstellung des Betriebs von Campingplätzen 

(1) Wird der Betrieb eines Campingplatzes auf Dauer eingestellt, so hat der bzw. die die 

über die betroffenen Grundflächen Verfügungsberechtigte diese in einen hygienisch 

einwandfreien und das Orts- und Landschaftsbild nicht verunstaltenden Zustand zu versetzen. 

(2) Die Einstellung des Betriebs ist der Behörde unverzüglich mitzuteilen. Diese hat die 

Oö. Tourismusbeitragsstelle, den in Betracht kommenden Tourismusverband, die zuständige 

Gliederung in der Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die Gemeinde von der 

Mitteilung zu verständigen. Im Fall eines bewilligten Campingplatzes erlischt mit der Mitteilung 

die Bewilligung. 

(3) Die Behörde hat erforderlichenfalls die zur Herstellung des Zustands der betroffenen 

Grundflächen gemäß Abs. 1 notwendigen Maßnahmen vorzuschreiben. 

§ 76 

Campieren außerhalb von Campingplätzen 

(1) Die Gemeinde kann zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen für die Sicherheit, die 

Gesundheit, den Schutz der örtlichen Gemeinschaft, die Landwirtschaft, den Tourismus oder 

den Naturhaushalt sowie das Orts- und Landschaftsbild durch Verordnung bestimmen, dass 

Campieren außerhalb von Campingplätzen 

 1. nur an bestimmten Orten zulässig ist oder 

 2. an bestimmten Orten unzulässig ist oder 

 3. im gesamten Gemeindegebiet unzulässig ist. 

(2) Die Gemeinde hat bestimmte Orte oder Gebiete, für die eine Verordnung nach Abs. 1 

besteht, im erforderlichen Umfang in geeigneter Form als solche zu kennzeichnen. 

(3) Die Gemeinde kann Verordnungen gemäß Abs. 1 erforderlichenfalls unter Ausübung 

behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt durchsetzen. 

(4) Unbeschadet einer Verordnung nach Abs. 1 ist das Campieren außerhalb von 

Campingplätzen der bzw. dem über die betreffende Grundfläche Verfügungsberechtigten, 

ihren bzw. seinen Angehörigen (§ 36a AVG) und sonstigen dem genannten Personenkreis 

nahestehenden Bezugspersonen gestattet. 

§ 77 

Bewilligungsfreie Campingplätze 

(1) Die §§ 71 bis 74 sind auf folgende Campingplätze nicht anzuwenden: 

 1. Jugendzeltlager, das sind Zeltlager von Jugendorganisationen oder im Rahmen der 

öffentlichen Jugendbetreuung; 

 2. Kurzzeitcampingplätze, das sind Campingplätze innerhalb des Geländes einer 

überregional bedeutsamen Veranstaltung an höchstens zehn Tagen innerhalb eines 

Kalenderjahrs; 

 3. Kleinstcampingplätze, das sind Campinglätze im Ausmaß von höchstens 300 m2; 
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 4. Wohnmobilstellplätze, das sind Campingplätze ausschließlich für Kraftfahrzeuge mit 

fest verbauten, geschlossenen Abwasser- und Fäkaltanks bzw. Kassettentoiletten. 

(2) Grundflächen, die in einem räumlichen Naheverhältnis zueinander stehen und zum 

Campieren gemäß Abs. 1 Z 2 oder 3 angeboten werden, gelten in ihrer Gesamtheit als ein 

Campingplatz. 

(3) Auf Campingplätzen gemäß Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 dürfen nur Zelte oder Fahrzeuge, 

ausgenommen Mobilheime, aufgestellt werden. Ein Zelt oder Fahrzeug darf jeweils für die 

Dauer von höchstens sechs Wochen innerhalb eines Kalenderjahres auf dem Campingplatz 

verbleiben. 

(4) Wohnmobilstellplätze müssen außerdem über eine Ver- und Entsorgungsstation für 

Trink- und Abwasser sowie zur Fäkalentsorgung sowie über die für eine ordnungsgemäße 

Abfallentsorgung notwendigen Einrichtungen verfügen. 

(5) Die Aufnahme des Betriebs eines Campingplatzes gemäß Abs. 1 ist unter Anschluss 

der im § 72 Abs. 2 Z 1 und 2 genannten Unterlagen und im Fall von Kurzzeitcampingplätzen 

unter Bekanntgabe der Dauer der Behörde anzuzeigen. Die Behörde hat von einer solchen 

Anzeige die Gemeinde und im Fall des Abs. 1 Z 2 bis 4 auch die Oö. Tourismusbeitragsstelle, 

den in Betracht kommenden Tourismusverband und die zuständige Gliederung in der 

Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft zu verständigen. Wird innerhalb von vier Wochen 

der Betrieb nicht untersagt oder teilt die Behörde schon vorher schriftlich mit, dass eine 

Untersagung des Betriebs nicht beabsichtigt ist, darf mit dem Betrieb begonnen werden. 

(6) Die Behörde hat den Betrieb eines Campingplatzes gemäß Abs. 1 zu untersagen, 

wenn 

 1. die betroffene Grundfläche für das Campieren nicht geeignet ist oder 

 2. Missstände vorliegen, durch welche das Leben oder die Gesundheit von Menschen 

gefährdet wird oder 

 3. ein Wohnmobilstellplatz nicht über die erforderlichen Einrichtungen verfügt. 

§ 78 

Behörden; eigener Wirkungsbereich 

(1) Behörde im Sinn des 4. Teils dieses Landesgesetzes ist, soweit nichts anderes 

bestimmt ist, die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(2) Die im § 72 Abs. 6 und § 76 geregelten Aufgaben der Gemeinde sind solche des 

eigenen Wirkungsbereichs. 

§ 79 

Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben bei der Vollziehung des § 76 durch 

folgende Maßnahmen mitzuwirken: 

1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen; 

2.  Maßnahmen, die für die Einleitung oder Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren 

erforderlich sind; 

3. Maßnahmen zur Anwendung von Befehls- und Zwangsgewalt. 
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5. Teil4. Teil 

Einräumung von Benützungsrechten; Strafbestimmungen 

§ 80§ 58  

Einräumung von Benützungsrechten 

… 

§ 81§ 59 

Öffnung und Absperrung von Privatwegen und Tourismuszielen 

(1) Das Ödland oberhalb der Baumgrenze und außerhalb des Weidegebiets ist, soweit es 

nicht in Bebauung oder Kultivierung gezogen oder eingefriedet ist, für den Fußwanderverkehr 

frei. Privatwege und Tourismusziele, die für den Tourismus unentbehrlich sind oder seiner 

Förderung besonders dienen, insbesondere Wege und Steige zur Verbindung der Talorte mit 

den Höhen-, Pass- und Verbindungswegen, Zugangswege zu Schutzhütten und sonstigen 

Touristenunterkünften, Stationen der Bergbahnen, Aussichtspunkte und Naturschönheiten 

(Wasserfälle, Höhlen, Seen und dgl.) sowie Aussichtspunkte und Naturschönheiten selbst 

müssen, soweit nicht überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen, dem Verkehr 

gegen angemessene Entschädigung auf Grund eines Bescheids geöffnet werden. 

(2) Den Bescheid, der auch die Höhe der Entschädigung festsetzt, erlässt auf Antrag des 

örtlich zuständigen Tourismusverbands die Bezirksverwaltungsbehörde. § 80 Abs. 3§ 58 

Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(3) Die Leistung der Entschädigung obliegt dem Tourismusverband. 

(4) Dem Tourismus offene Privatwege und Tourismusziele dürfen nur solange und 

insoweit abgesperrt werden, als es wegen der persönlichen Sicherheit der Wegbenützer 

unerlässlich bzw. aus sonstigen öffentlichen Interessen unbedingt geboten ist. Jede solche 

Absperrung muss wenigstens vier Wochen, ausgenommen die Fälle von 

Elementarereignissen, vorher der Gemeinde, in deren Gebiet der Weg oder das Tourismusziel 

gelegen ist, angezeigt werden. Die Gemeinde hat nach Anhörung des Tourismusverbands die 

Verfügungsberechtigte bzw. den Verfügungsberechtigten mit Bescheid zu verpflichten, 

unzulässige Absperrungen zu unterlassen bzw. zu beseitigen. 

§ 82§ 60 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, 

 1. wer entgegen § 35 Abs. 1 die Anzeige über die entgeltliche Beherbergung von Gästen 

in einer Privatunterkunft oder die entgeltliche Zurverfügungstellung einer Unterkunft für 

kurzfristige Zeiträume von jeweils höchstens 30 Tagen als Wohnraum nicht, nicht 

vollständig oder nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

 2. wer entgegen §§ 36 ff. als Beitragspflichtige bzw. Beitragspflichtiger den 

Tourismusbeitrag hinterzieht, verkürzt oder der Verkürzung aussetzt, 

 3. wer entgegen § 45 Abs. 1 als Beitragspflichtige bzw. Beitragspflichtiger die 

Beitragserklärung nicht oder nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen Form 

oder sonst mangelhaft abgibt, 
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 4. wer entgegen § 45 Abs. 4 dem Verlangen nach Vorlage des maßgebenden 

Umsatzsteuerbescheids oder sonstiger für die Beitragsberechnung bedeutender 

Unterlagen nicht entspricht oder die Einstellung der die Beitragspflicht begründenden 

Erwerbstätigkeit nicht oder nicht rechtzeitig mitteilt, 

 5. wer entgegen § 59 Abs. 1 eine Tätigkeit gemäß § 58 ohne den dafür erforderlichen 

Berechtigungsschein erwerbsmäßig ausübt, 

 6. wer ohne den dafür erforderlichen Berechtigungsschein eine der durch § 59 Abs. 3 

geschützten Bezeichnungen führt, 

 7. wer wiederholt seiner Verpflichtung zur Fortbildung gemäß § 63 Abs. 1 oder § 64 Abs. 6 

nicht nachkommt, 

 8. wer als Leiterin bzw. Leiter einer Schischule gegen die Bestimmungen des § 64 Abs. 1 

bis 3 verstößt, 

 9. wer eine Person als Schilehrer beschäftigt, die nicht die Voraussetzungen gemäß § 64 

Abs. 4 erfüllt, 

 10. wer als Fortbetriebsberechtigte bzw. Fortbetriebsberechtigter der Verpflichtung gemäß 

§ 65 Abs. 4 nicht nachkommt, 

 11. wer einen Campingplatz entgegen § 72 Abs. 1 ohne erforderliche Bewilligung errichtet, 

betreibt oder entgegen § 72 Abs. 7 ändert, 

 12. wer entgegen § 72 Abs. 8 eine Änderung des Campingplatzes nicht fristgerecht anzeigt 

oder trotz Untersagung ändert, 

 13. wer entgegen § 73 Abs. 1 die Aufnahme des Betriebs eines bewilligten Campingplatzes 

nicht unverzüglich mitteilt, 

 14. wer als Betreiberin bzw. Betreiber eines Campingplatzes den Bestimmungen des § 74 

Abs. 1 über die Erreichbarkeit zuwiderhandelt, 

 15. wer als Betreiberin bzw. Betreiber eines Campingplatzes die Einrichtungen des 

Campingplatzes nicht dem § 74 Abs. 2 entsprechend bereithält oder den Bedingungen 

und Auflagen des Bewilligungsbescheids zuwiderhandelt, 

 16. wer einen Campingplatz trotz angeordneter Sperre gemäß § 74 Abs. 3 oder 4 betreibt, 

 17. wer entgegen § 74 Abs. 5 den Organen der Behörde den Zutritt zum Campingplatz 

nicht ermöglicht oder die notwendigen Auskünfte nicht erteilt, 

 18. wer entgegen § 75 Abs. 2 die Einstellung des Betriebs eines Campingplatzes nicht 

unverzüglich mitteilt, 

 19. wer außerhalb von Campingplätzen an einem Ort oder in einem Gebiet campiert, an 

bzw. in dem auf Grund einer Verordnung gemäß § 76 Abs. 1 das Campieren nicht 

zulässig ist, 

 20. wer den Bestimmungen über bewilligungsfreie Campingplätze gemäß § 77 Abs. 3 oder 

4 zuwiderhandelt, 

 21. wer entgegen § 77 Abs. 5 die Aufnahme des Betriebs eines bewilligungsfreien 

Campingplatzes nicht fristgerecht anzeigt oder einen Campingplatz trotz einer 

Untersagung gemäß § 77 Abs. 6 betreibt. 

 5. wer eine Tätigkeit gemäß § 57a ohne den dafür erforderlichen Berechtigungsschein 

erwerbsmäßig ausübt (§ 57b Abs. 1), 
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 6. wer ohne den dafür erforderlichen Berechtigungsschein eine der durch § 57b Abs. 3 

geschützten Bezeichnungen führt, 

 7. wer wiederholt seiner Verpflichtung zur Fortbildung gemäß § 57f Abs. 1 oder § 57g 

Abs. 6 nicht nachkommt, 

 8. wer als Leiter einer Schischule gegen die Bestimmungen des § 57g Abs. 1 bis 3 

verstößt, 

 9. wer eine Person als Schilehrer beschäftigt, die nicht die Voraussetzungen gemäß § 57g 

Abs. 4 erfüllt, 

 10. wer als Fortbetriebsberechtigter der Verpflichtung gemäß § 57h Abs. 4 nicht 

nachkommt. 

(2) Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1 sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 

Geldstrafen bis zu 3.000 Euro zu bestrafen. 

(3) Wird der Tourismusbeitragsstelle oder der Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister 

bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Landesgesetz der Verdacht einer 

Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 bekannt, können sie von der Erstattung einer 

Anzeige an die Bezirksverwaltungsbehörde absehen, wenn das Verschulden des Täters 

geringfügig ist und die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat. 

§ 83§ 61 

Verweise 

Soweit in diesem Landesgesetz auf Rechtsvorschriften des Bundes verwiesen wird, sind 

diese in folgender Fassung anzuwenden: 

 - Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 25/2021; 

 - Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148/1955, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 104/2019; 

 - E-Commerce-Gesetz, BGBl. I Nr. 152/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 148/2020; 

 - Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetz, BGBl. Nr. 71/1954, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010; 

 - Gebäude- und Wohnungsregister-Gesetz, BGBl. I Nr. 9/2004, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 78/2018; 

 - Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 99/2020; 

 - Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2012; 

 - Tourismus-Statistik-Verordnung 2002, BGBl. II Nr. 498/2002, in der Fassung der 

Verordnung BGBl. II Nr. 24/2012; 

 - Umsatzsteuergesetz 1994, BGBl. Nr. 663/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 3/2021; 

- Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. S 219/1897, in der Fassung des Bundesgesetzes   

BGBl. I Nr. 63/2019. 
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§ 83a§ 61a 

Sonderbestimmungen im Zusammenhang mit COVID-19 

… 

§ 84§ 62 

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

… 
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Landesgesetz, mit dem eine Bauordnung für Oberösterreich erlassen wird 

(Oö. Bauordnung 1994 - Oö. BauO 1994) 

 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Landesgesetz regelt das Bauwesen im Land Oberösterreich, soweit es sich 

nicht um technische Anforderungen an Bauwerke handelt. 

(2) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der Zuständigkeitsbereich des 

Bundes berührt wird, sind sie so auszulegen, daß sich keine über die Zuständigkeit des Landes 

hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt. 

(3) Dieses Landesgesetz gilt nicht für 

 1. bauliche Anlagen, die abfall- oder abfallwirtschaftsrechtlichen, berg- oder 

schifffahrtsrechtlichen Vorschriften unterliegen; 

 2. bauliche Anlagen, die wasserrechtlichen Vorschriften unterliegen und unmittelbar der 

Benützung der Gewässer (z. B. Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, 

Energiegewinnung) oder unmittelbar der Abwehr ihrer schädlichen Wirkungen (Schutz- 

und Regulierungswasserbauten) dienen; 

 3. bauliche Anlagen, die eisenbahn-, seilbahn- oder luftfahrtrechtlichen Vorschriften 

unterliegen; 

 4. bauliche Anlagen, die spezifisch militärischen Zwecken dienen, wie 

Befestigungsanlagen, Munitionslager, Flugplätze, 

Luftraumüberwachungseinrichtungen, Fernmeldeanlagen und sonstige im öffentlichen 

Interesse geheimzuhaltende Militäranlagen; 

 5. bauliche Anlagen, die der Leitung oder Umformung von Energie dienen, wie 

Freileitungen, Leitungsmasten, Transformatorenstationen, Kabelstationen und -

leitungen, Gasreduzierstationen und -leitungen, Pumpstationen, Fernwärmeleitungen 

und dgl., soweit es sich nicht um Gebäude handelt; 

 5a. Stromerzeugungsanlagen, soweit sie dem Oö. Elektrizitätswirtschafts- 

und -organisationsgesetz 2006 unterliegen, ausgenommen Windkraftanlagen gemäß 

§ 25 Abs. 1 Z 7 sowie Photovoltaikanlagen gemäß § 25 Abs. 1 Z 7a; 

 6. Funkanlagen, die telekommunikationsrechtlichen Vorschriften unterliegen, 

einschließlich der dazugehörigen Antennen, soweit es sich nicht um Gebäude oder um 

Anlagen im Sinn des § 24 Abs. 1 Z 5 oder § 25 Abs. 1 Z 2a handelt; 

 7. bauliche Anlagen, die forstrechtlichen Vorschriften unterliegen, soweit es sich nicht um 

Gebäude handelt; 

 8. öffentliche Verkehrsflächen, die straßenrechtlichen Vorschriften unterliegen, Kanäle, 

Brücken und Stege; 
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 9. Wohnwagen, Mobilheime und andere Bauwerke auf Rädern, soweit sie zum Verkehr 

behördlich zugelassen sind, oder dem Campieren dienende Anlagen auf 

Campingplätzen gemäß § 70 Abs. 2 Oö. Tourismusgesetz 2018; 

 9. Wohnwagen, Mobilheime und andere Bauwerke auf Rädern, soweit sie zum Verkehr 

behördlich zugelassen oder auf Campingplätzen im Sinn des Oö. 

Campingplatzgesetzes abgestellt sind; 

 10. Zelte, soweit es sich nicht um Gebäude handelt; Bauwerke für eine vorübergehende 

Dauer von höchstens vier Wochen, soweit sie nicht Wohn- oder sonstigen 

Aufenthaltszwecken dienen; 

 11. Telefonzellen, Warenautomaten und ähnliche Einrichtungen; 

 12. Zelte, bewegliche Stände, Schaubuden und ähnliche Einrichtungen auf Märkten, 

Ausstellungen und dgl.; 

Ausstellungsgegenstände und dgl.; 

 13. bauliche Anlagen zum Schutz vor oder zur Abwehr von Naturgefahren, die von einer 

Gebietskörperschaft errichtet werden, soweit es sich nicht um Gebäude handelt, 

 14. Spiel-, Sport- und Freizeitanlagen aller Art, soweit es sich nicht um Gebäude oder um 

sonstige Bauwerke im Sinn des § 24 Abs. 1 Z 2 handelt; 

 15. Anlagen, soweit sie dem Oö. Luftreinhalte- und Energietechnikgesetz 2002 unterliegen, 

ausgenommen thermische Solaranlagen gemäß § 25 Abs. 1 Z 7a. 
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Landesgesetz über den Verkehr mit Grundstücken  

(Oö. Grundverkehrsgesetz 1994 - Oö. GVG 1994) 

 

 

1. HAUPTSTÜCK 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke sind bebaute und unbebaute Grundstücke, 

die nach ihrer Beschaffenheit zur land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung geeignet sind und 

nicht zweifelsfrei zur Gänze für andere Zwecke als der Land- oder Forstwirtschaft verwendet 

werden, ausgenommen Grundstücke nach Abs. 2 Z 1. 

(2) Baugrundstücke sind 

 1. alle bebauten und unbebauten Grundstücke, die in einem von der Landesregierung 

genehmigten Flächenwidmungsplan als Bauland im Sinn des § 21 Oö. 

Raumordnungsgesetz 1994 gewidmet sind sowie 

 2. alle tatsächlich mit Gebäuden, die Wohnzwecken dienen, bebauten Grundstücke 

außerhalb des Baulandes (Z. 1), soweit es sich nicht um land- oder forstwirtschaftliche 

Grundstücke oder Verkehrsflächen (§ 29 Oö. Raumordnungsgesetz 1994) handelt. 

(3) Sonstige Grundstücke sind Grundstücke, die weder land- oder forstwirtschaftliche 

Grundstücke (Abs. 1) noch Baugrundstücke (Abs. 2) sind. 

(4) Ausländer sind 

 1. natürliche Personen, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen; 

 2. juristische Personen, eingetragene Personengesellschaften oder andere rechtsfähige 

Personengemeinschaften, die ihren satzungsmäßigen Sitz nicht in Österreich haben; 

 3. juristische Personen, eingetragene Personengesellschaften oder andere rechtsfähige 

Personengemeinschaften mit Sitz in Österreich, an denen jedoch ausschließlich oder 

überwiegend Ausländer gemäß Z 1 oder Z 2 beteiligt sind oder deren 

geschäftsführende Organe mindestens zur Hälfte Ausländer sind; 

 4. Vereine mit Sitz in Österreich, deren stimmberechtigte Mitglieder mehrheitlich 

Ausländerinnen bzw. Ausländer sind oder deren Leitungsorgan mehrheitlich aus 

Ausländerinnen bzw. Ausländern besteht; 

 5. Stiftungen und Fonds, die ihren Sitz in Österreich haben, deren Vermögen oder 

Erträgnisse nach dem Stiftungs- bzw. Fondszweck jedoch mindestens zur Hälfte 

Ausländern zukommen oder wenn nicht mindestens die Hälfte der geschäftsführenden 

Organe der Stiftung oder des Fonds die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. 

(5) Ein Hauptwohnsitz einer Person im Sinn dieses Landesgesetzes ist dort begründet, wo 

sie sich in der erweislichen oder aus den Umständen hervorgehenden Absicht niedergelassen 

hat, hier den Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen zu schaffen; trifft diese sachliche 

Voraussetzung bei einer Gesamtbetrachtung der beruflichen, wirtschaftlichen und 
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gesellschaftlichen Lebensbeziehungen einer Person auf mehrere Wohnsitze zu, so hat sie 

jenen als Hauptwohnsitz zu bezeichnen, zu dem sie das überwiegende Nahverhältnis hat. 

(6) Ein Freizeitwohnsitz einer Person im Sinn dieses Landesgesetzes ist bzw. wird in 

einem Gebäude bzw. in einem Teil eines Gebäudes (Wohnung) begründet, in dem sie sich in 

der Absicht niedergelassen hat bzw. niederläßt, ihn nicht zur Deckung eines ganzjährig 

gegebenen Wohnbedarfs, sondern zum Aufenthalt während des Wochenendes, des Urlaubs, 

der Ferien oder sonst nur zeitweilig zu Erholungszwecken zu verwenden. Ein Freizeitwohnsitz 

kann 

 1. in Gastgewerbebetrieben zur Beherbergung von Gästen, 

 2. in Kur- und Erholungsheimen, die 

 a) von öffentlichen Einrichtungen, 

 b) von Betrieben oder 

 c) von Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt erhalten werden, 

 3. in Wohnräumen, die im Rahmen der Privatzimmervermietung verwendet werden, und 

 4. in Wohnwägen oder Mobilheimen, die auf bewilligten Campingplätzen (§ 1 Oö. 

Campingplatzgesetz) oder sonst kürzer als zwei Monate abgestellt werden 

nicht begründet werden. 

(7) Nahe Angehörige sind 

 1. Ehegattinnen bzw. Ehegatten, eingetragene Partnerinnen bzw. Partner oder 

Lebensgefährtinnen bzw. Lebensgefährten, 

 2. Verwandte oder Verschwägerte in gerader Linie und bis zum dritten Grad der 

Seitenlinie sowie deren Ehegattinnen bzw. Ehegatten, eingetragene Partnerinnen bzw. 

Partner oder Lebensgefährtinnen bzw. Lebensgefährten, 

 3. Wahl-, Stief- oder Pflegekinder sowie deren Ehegattinnen bzw. Ehegatten, 

eingetragene Partnerinnen bzw. Partner oder Lebensgefährtinnen bzw. 

Lebensgefährten. 

Der Tod einer Partnerin bzw. eines Partners einer ein Schwägerschafts- oder 

Stiefkindschaftsverhältnis begründenden Ehe oder eingetragenen Partnerschaft beendet 

dieses nicht. 

(8) Lebensgefährten sind Personen, die durch mindestens drei Jahre hindurch in einer in 

wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft leben. 
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Landesgesetz über die Erhaltung und Pflege der Natur  

(Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 2001 - Oö. NSchG 2001) 

 

 

II. ABSCHNITT 

Natur- und Landschaftsschutz 

§ 6 

Anzeigepflichtige Vorhaben und Verfahren 

(1) Folgende Vorhaben 

 - im Grünland (§ 3 Z 6) außerhalb von geschlossenen Ortschaften oder außerhalb von 

Gebieten, für die ein rechtswirksamer Bebauungsplan (§ 31 Oö. 

Raumordnungsgesetz 1994) vorhanden ist, oder 

 - auf Grundflächen, die im rechtswirksamen Flächenwidmungsplan der Gemeinde mit 

einer Sternchensignatur gekennzeichnet sind, 

sind vor ihrer Ausführung der Behörde anzuzeigen: 

 1. der Neu-, Zu- oder Umbau von Gebäuden und sonstigen begehbaren überdachten 

Bauwerken sowie von Aussichtstürmen und Aussichtsplattformen - die Anzeigepflicht 

gilt nicht für widmungsneutrale Bauwerke gemäß § 37a Oö. Raumordnungsgesetz 

1994; 

 2. die Errichtung von Stützmauern, freistehenden Mauern sowie Lärm-, Schall- und 

Sichtschutzwänden mit einer Höhe von mehr als 1,5 m, ausgenommen Lärm- und 

Schallschutzwände, die nach straßenrechtlichen oder nach eisenbahnrechtlichen 

Bestimmungen errichtet werden; 

 3. die Neuanlage von Park-, Abstell- und Lagerplätzen, wenn diese allein oder zusammen 

mit anderen Park-, Abstell- und Lagerplätzen, mit denen sie in einem räumlichen und 

wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, ein Flächenausmaß von 1.000 m² übersteigen 

sowie ihre Vergrößerung über dieses Ausmaß hinaus; 

 4. die Errichtung und die Änderung von Campingplätzen gemäß § 72 

Oö. Tourismusgesetz 2018 und die Aufnahme des Betriebs von Campingplätzen 

gemäß § 77 Oö. Tourismusgesetz 2018, 

 4. die Errichtung und die Erweiterung von Campingplätzen im Sinn des 

Oö. Campingplatzgesetzes, LGBl. Nr. 49/1967, in der Fassung des Landesgesetzes 

LGBl. Nr. 54/2012; 

 5. das Beseitigen von künstlichen und natürlichen stehenden Gewässern, es sei denn, 

dass ihr Ausmaß 100 m² nicht übersteigt und sie von einem Wohngebäude nicht weiter 

als 100 m entfernt sind (wie Hauslacken und dgl.); 

 6. außerhalb von genehmigten oder angezeigten Campingplätzen das Auf- und Abstellen 

von Verkaufswagen, Mobilheimen, Wohnwagen oder sonstigen Fahrzeugen, die für 

Wohnzwecke eingerichtet sind; ausgenommen jeweils ein solches Fahrzeug in einer 

Entfernung von bis zu 40 m von einem Wohngebäude sowie Fahrzeuge, die im Rahmen 
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einer Baustelleneinrichtung für die Dauer der Bauausführung auf- bzw. abgestellt 

werden; 

 7. die Verwendung einer Grundfläche zum Ablagern oder Lagern von Abfall, 

ausgenommen die Lagerung von biogenen Abfällen auf Grundflächen von weniger als 

1.000 m²; 

 8. die Errichtung von Windkraftanlagen mit einer Gesamthöhe von 10 m bis 30 m und die 

Erhöhung einer bestehenden Windkraftanlage auf 10 m bis 30 m; 

 9. die Errichtung von freistehenden thermischen Solarenergieanlagen und von 

freistehenden Photovoltaikanlagen mit einer Kollektorfläche von jeweils 2 m² bis 500 

m², ausgenommen die Errichtung einer derartigen Anlage von 2 m² bis 50 m², wenn 

diese weniger als 30 m von einem Wohngebäude entfernt ist. 

(2) Für die Form der Anzeige und deren Inhalt gilt § 38 sinngemäß mit der Maßgabe, dass 

an die Stelle des Antragstellers der Anzeigende tritt. Die Anzeige kann mit Wirkung des 

Auslösens der Frist gemäß Abs. 3 auch bei der für die Verfahren gemäß § 7 Abs. 1 Z 4 und 5 

zuständigen Behörde eingebracht werden und ist von dieser unverzüglich an die 

Naturschutzbehörde weiterzuleiten. 

(3) Die Behörde hat innerhalb von acht Wochen ab Einlangen der vollständigen und 

ordnungsgemäß belegten Anzeige die Ausführung des Vorhabens zu untersagen, wenn das 

angezeigte Vorhaben den öffentlichen Interessen am Natur- und Landschaftsschutz 

zuwiderläuft (§ 14 Abs. 1 Z 1). Die Untersagungsfrist ist gewahrt, wenn die Behörde den 

Bescheid am letzten Tag der achtwöchigen Frist nachweisbar abfertigt, z. B. der Post zur 

Zustellung übergibt. Das Vorhaben ist nicht zu untersagen, wenn der Anzeigende öffentliche 

oder private Interessen glaubhaft macht, die das öffentliche Interesse am Natur- und 

Landschaftsschutz überwiegen. 

(4) Anstelle der Untersagung kann die Behörde innerhalb der im Abs. 3 genannten Frist 

mit Bescheid feststellen, dass das angezeigte Vorhaben nur bei Einhaltung bestimmter 

Bedingungen oder Auflagen oder nur befristet ausgeführt werden darf, wenn dies notwendig 

ist, um die im § 14 Abs. 1 Z 1 genannten Schädigungen, Beeinträchtigungen bzw. Störungen 

auszuschließen oder auf ein möglichst geringes Ausmaß zu beschränken. 

(5) Wird innerhalb der im Abs. 3 genannten Frist die Ausführung des Vorhabens nicht 

untersagt, darf mit der Ausführung des Vorhabens begonnen werden. Gleiches gilt, wenn die 

Behörde dem Anzeigenden vor Ablauf der genannten Frist schriftlich mitteilt, dass eine 

Untersagung der Ausführung nicht erfolgen werde. Wird ein Feststellungsbescheid gemäß 

Abs. 4 erlassen, darf mit der Ausführung des Vorhabens erst nach Rechtskraft dieses 

Bescheids begonnen werden. 

(6) Auf Verlangen des Anzeigenden hat die Behörde die Nichtuntersagung der Ausführung 

auf dem vorgelegten Plan zu bestätigen und diesen dem Anzeigenden auszuhändigen. 

(7) Für die Wirksamkeit der Anzeige und für deren Erlöschen gilt § 44 sinngemäß mit der 

Maßgabe, dass die dreijährige Frist mit dem im Abs. 5 genannten Zeitpunkt zu laufen beginnt. 

 

 

 



  Seite 20 

 

§ 7 

Ausnahmen von der Bewilligungs- und Anzeigepflicht 

(1) Einer naturschutzbehördlichen Bewilligung gemäß den §§ 5, 9 und 10 oder einer 

Anzeige gemäß § 6 bedürfen jedoch nicht 

 1. Vorhaben gemäß § 5 Z 1, die einer Bewilligung nach dem Oö. Straßengesetz 1991 

bedürfen, 

 2. Vorhaben gemäß § 5 Z 6, die einer Bewilligung nach dem 

Oö. Starkstromwegegesetz 1970 bedürfen, 

 3. Vorhaben gemäß § 6 Abs. 1 Z 4, die einer campingrechtlichen Bewilligung nach dem 

Oö. Tourismusgesetz 2018 bedürfen, 

 3. Vorhaben gemäß § 6 Abs. 1 Z 4, die einer Bewilligung nach dem Oö. 

Campingplatzgesetz bedürfen, 

 4. Entfallen 

 5. Vorhaben gemäß § 6 Abs. 1 Z 1, die einer Bewilligung nach der Oö. Bauordnung 1994 

bedürfen, sofern die Anzeigepflicht nicht bereits gemäß Abs. 3 entfällt, 

zu denen die Naturschutzbehörde auf Grund der von der zuständigen Bewilligungsbehörde 

gemäß § 48 Abs. 2 durchzuführenden Beteiligung innerhalb von vier Wochen ab Einlangen 

des Bewilligungsansuchens mit den dazugehörenden Unterlagen - in den Fällen, in denen 

nach Ablauf dieser Frist eine mündliche Verhandlung stattfindet, spätestens bei dieser - keine 

ablehnende Stellungnahme abgegeben hat. Das Gleiche gilt, wenn die zuständige 

Bewilligungsbehörde allfälligen Bedingungen oder Auflagen der Naturschutzbehörde voll 

Rechnung trägt. 

(2) Eine ablehnende Stellungnahme gemäß Abs. 1 ist abzugeben, wenn das Vorhaben 

dem öffentlichen Interesse am Natur- und Landschaftsschutz zuwiderläuft (§ 14 Abs. 1 Z 1). 

Kann jedoch das Vorhaben durch Vorschreibung von Bedingungen oder Auflagen mit den 

öffentlichen Interessen am Natur- und Landschaftsschutz in Einklang gebracht werden, sind 

der zuständigen Bewilligungsbehörde die entsprechenden Bedingungen oder Auflagen 

bekanntzugeben. 

(3) Vorhaben gemäß § 6 Abs. 1 Z 1 hinsichtlich derer die bzw. der Amtssachverständige 

in einem baubehördlichen Vorprüfungsverfahren gemäß § 30 Oö. Bauordnung 1994 feststellt, 

dass das Bauvorhaben auf Grund seiner Lage, Gestaltung oder seiner Größe ohnehin nur 

unbedeutende Auswirkungen auf das Landschaftsbild haben könnte, bedürfen keiner Anzeige 

gemäß § 6. 
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Landesgesetz über die Sicherheit bei Veranstaltungen  

(Oö. Veranstaltungssicherheitsgesetz) 

 

 

1. ABSCHNITT 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Landesgesetz gilt für die Durchführung öffentlicher Veranstaltungen, soweit 

Abs. 2 nichts anderes bestimmt. Öffentlich sind alle Veranstaltungen, die allgemein zugänglich 

sind oder allgemein beworben werden. 

(2) Dieses Landesgesetz gilt nicht für: 

 1. Veranstaltungen zur Religionsausübung, insbesondere in den dazu bestimmten 

Einrichtungen (Kirchen, Synagogen oder sonstigen Kultuseinrichtungen) von gesetzlich 

anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften, wie beispielsweise Gottesdienste, 

aber auch im Freien, wie beispielweise Feldmessen oder Prozessionen, sowie religiös 

bestimmte künstlerische Veranstaltungen, wie zB Advent- oder Osterkonzerte; sonstige 

Konzerte oder musikalische Darbietungen in Kirchen, Synagogen oder sonstigen 

Kultuseinrichtungen, wie beispielsweise klassische Konzerte; 

 2. Veranstaltungen auf Liegenschaften oder in Einrichtungen von Universitäten, 

Fachhochschulen, Akademien, Schulen, gesetzlich anerkannten Kirchen und 

Religionsgemeinschaften, Kinderbetreuungseinrichtungen oder Schüler- und 

Studentenheimen, die von ihrer Leitung oder mit deren Einverständnis von 

Studierenden, Schülern, Kindern, Bewohnern eines Schüler- oder Studentenheims 

oder jeweils von deren Erziehungsberechtigten durchgeführt werden, sofern diese 

Veranstaltungen nicht überwiegend der Unterhaltung dienen, wie insbesondere 

lärmintensive Tanzveranstaltungen, Faschingsveranstaltungen und dergleichen; 

 3. Veranstaltungen, die überwiegend Zwecken der Wissenschaft, des Studiums, des 

Unterrichts sowie der Volks-, Jugend- oder Erwachsenenbildung dienen, insbesondere 

Vorträge, Kurse und Vorlesungen sowie Ausstellungen in und von Museen; 

 4. Veranstaltungen, die nach ihrer Art im Volksbrauchtum begründet sind, wie 

beispielsweise Platzkonzerte, Kurkonzerte, Faschingsumzüge, Krampusumzüge, 

Fackelumzüge, Perchtenläufe, Sonnwendfeiern, Erntedankfeste; 

 5. Ausstellungen von Mustern und Waren durch Gewerbetreibende im Rahmen ihres 

Gewerbes, insbesondere bei Messen und Märkten, worunter als marktähnliche 

Verkaufsveranstaltungen auch anlassbezogene Gelegenheitsmärkte, wie 

beispielsweise Oster-, Advent- und Weihnachtsmärkte, fallen; Ausstellungen von land- 

und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, wie zB Bauernmärkte; sonstige marktähnliche 

Verkaufsveranstaltungen von natürlichen oder juristischen Personen; 

 6. Film- und Fernsehvorführungen in Gastgewerbebetrieben; 
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 7. Sportveranstaltungen, die keine Gefährdung der Zuschauerinnen und Zuschauer durch 

die ausgeübte Sportart selbst oder durch ausschreitendes Besucherverhalten erwarten 

lassen oder die den üblicherweise in der Sportstätte stattfindenden Regelbetrieb nicht 

erheblich übersteigen; Sportveranstaltungen auf Straßen mit öffentlichem Verkehr, 

soweit für diese Veranstaltungen die Straßenverkehrsordnung 1960 anzuwenden ist; 

Freizeitveranstaltungen, die ihrer Art nach typischerweise keine Gefährdung von 

Menschen erwarten lassen, wie beispielsweise organisierte Wanderungen; 

 8. Darbietungen von Straßenkünstlern, die ihrer Art nach typischerweise keine 

Gefährdung von Menschen erwarten lassen; 

 9. die Durchführung von Geschicklichkeitsspielen, die ihrer Art nach typischerweise keine 

Gefährdung von Menschen erwarten lassen; 

 10. Veranstaltungen oder Teile von Gesamtveranstaltungen, die in Bundesgesetzen, wie 

zB im Vereinsgesetz 2002, im Versammlungsgesetz 1953 oder im Glücksspielgesetz 

geregelt sind; 

 11. Veranstaltungen oder Teile von Gesamtveranstaltungen, die in anderen 

Landesgesetzen, wie beispielsweise im Oö. Sportgesetz, Oö. Campingplatzgesetz, 

Oö. Wettgesetz, Oö. Glücksspielautomatengesetz, Oö. Sexualdienstleistungsgesetz 

oder Oö. Tanzschulgesetz geregelt sind; 

 12. Veranstaltungen, sofern die gewerberechtliche Betriebsanlagengenehmigung die 

Durchführung der jeweiligen Veranstaltung umfasst. 

(3) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der Zuständigkeitsbereich des 

Bundes, insbesondere in den Angelegenheiten des Gewerberechts, des Pyrotechnikrechts, 

des Vereins- oder Versammlungsrechts, des Tierschutzrechts oder des Verkehrs- und 

Straßenrechts berührt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine über die Zuständigkeit 

des Landes hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt. 

(4) Andere landesgesetzliche Bestimmungen, insbesondere die Bestimmungen des 

Oö. Jugendschutzgesetzes 2001, des Oö. Feuerpolizeigesetzes, der Oö. Bauordnung 1994, 

des Oö. Bautechnikgesetzes und des Oö. Lustbarkeitsabgabegesetzes 1979 werden durch 

dieses Landesgesetz nicht berührt. 

 

 


